Deutscher Bundestag Drucksache VI/1472 

6. Wahlperiode 

Sachgebiet 78 


Vorblatt 


Vorschläge der EG-Kommission für Verordnungen und 
Richtlinien betr. den Agrarsektor 

(Schriftlicher Bericht des Aussdiusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Zu Drucksache W563 

Die einzelstaatliche Vielfalt der Regelungen über die Erzeugung 
und das gewerbsmäßige Inverkehrbringen von Honig behin- 
dern hier den freien Warenverkehr und verzerren den Wett- 
bewerb der Erzeuger innerhalb der Gemeinschaft. 


Zu Drucksache VI/660 

Der gemeinsame Markt für den Eier- und Geflügelfleischsektor 
sowie die EG-Regelungen über bestimmte Vermarktungsnor- 
men für zum Verbrauch bestimmte Eier machen eine Revi- 
sion der Gemeinschaftsregelung über den innergemeinschaft- 
lichen Handel mit Eiern und Eintagsküken sowie den Handel 
mit Drittländern notwendig. In mehreren Mitgliedstaaten 
fehlt bisher die gesetzliche Grundlage für die monatliche 
Statistik über die Erzeugung, Ein- und Ausfuhr von Bruteiern 
und Eintagsküken, weil es dort bis heute keine Zählungen des 
Geflügelbestandes gibt, so daß eine Vorausberechnung der 
künftigen Produktion nicht möglich ist. 


Zu Drucksache Ml/ 1181 

Die unterschiedlichen Regelungen in den Mitgliedstaaten für 
Speiseeis lassen teilweise ausschließlich Butterfett, in anderen 
aber auch Fettstoffe pflanzlichen Ursprungs zur Herstellung zu. 
Die Durchsichtigkeit des Marktes und die Unterrichtung des 
Verbrauchers sind bislang unzureichend sichergestellt. 

Zu Drucksache W 1201 

Der EG-Rat hat durch Richtlinie vom 6. Oktober 1969 die EG- 
Regelungen über den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
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mit frischem Fleisch auch auf Teilstücke kleiner als Großhälften 
und Viertel mit einem Gewicht von mindestens 3 kg ausgedehnt 
und den Mitgliedstaaten aufgegeben, die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft zu setzen, um der neuen Richtlinie bis zum 
1. Oktober 1970 nachzukommen. Diese zeitliche Verpflichtung 
konnten die Bundesrepublik Deutschland und andere Mitglied- 
staaten nicht eihhalten, da die erforderlichen Rechtsetzungs- 
maßnahmen von den zuständigen Institutionen nicht rechtzeitig 
verabschiedet werden konnten. 

Zu Drucksache Wl247 

Durch die EG-Regelung ist bestimmt, auch welche Höhe die 
Preise für die verarbeitenden Industrien durch die Erstattungen 
gebracht werden müssen, falls die Weltmarktpreise wesentlich 
und für längere Zeit die gemeinschaftsseitig festgesetzten Be- 
träge überschreiten oder eine Ausfuhrabschöpfung zum Aus- 
gleich des Unterschieds zwischen den Preisen innerhalb der 
Gemeinschaft und den Weltmarktpreisen eingeführt werden 
kann. Getreide-, Kartoffelstärke und Quellmehl sind aber unter- 
einander weitgehend substituierbar und konkurrieren mitein- 
ander. Außerdem kommen den aus Getreide- und Kartoffel- 
stärke gewonnenen Kleber und Glukose Vorteile zugute, die 
sich aus der Gewährung der Erstattung bei der Erzeugung 
ergibt. 

Zu Drucksache W 1248 

Das Anwachsen der bebauten Fläche und der erzeugten Mengen 
hat bei Obst zu Absatzschwierigkeiten geführt, deren wesent- 
liche Ursachen im Informationsmangel der Obsterzeuger und 
verantwortlichen Stellen über die Höhe derartiger Investitionen 
in den verschiedenen Anbaugebieten der Gemeinschaft liegen. 
Die verfügbaren statistischen Informationen betreffen nur die 
Gesamterzeugung nach Mitgliedstaaten und Obstarten; es feh- 
len jedoch die unentbehrlichen Detaildaten für eine bessere 
Marktorganisation und Marktregulierung. 

Zu Drucksache Ylfl257 

Die Verfahrensvorschriften für die Festsetzung und spätere 
Änderung der Qualitätsnormen für Obst und Gemüse sind je 
nach den Erzeugnissen verschieden. Ein Vorschlag der EG-Kom- 
mission für eine Vereinheitlichungs Verordnung vom 18. April 
1969 ist bisher vom Rat nicht verabschiedet worden. Er hat die 
EG-Kommission jedoch durch Verordnung vom 9. Dezember 
1969 ermächtigt, bestimmte wirtschaftspolitische Maßnahmen 
im Rahmen der Qualitätsnormen für Obst und Gemüse im soge- 
nannten Verwaltungsausschuß- Verfahren zu beschließen. 

Zu Drucksache VI / 1260 

Die Gemeinschaftsregelungen sehen bisher für Interventionen 
durch Ankauf von Zucker eine Beschränkung auf die Zucker- 
hersteller vor, denen eine Grundquote gewährt wurde. Für die 
Vermarktung von Zucker ist aber das Bestehen eines freien 
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Wettbewerbs von Bedeutung. Dieser kann durch die Beteili- 
gung des unabhängigen Zuckerhandels gefördert Werden, der 
besonders beim Handel zwischen den Mitgliedstaaten und mit 
Drittländern eine unentbehrliche Rolle spielt. 


B. Lösung 

Zu Drucksache Ml/ 563 

Die vorgeschlagene Verordnung definiert den Begriff Honig, 
benennt die verschiedenen Arten, unter denen er in Verkehr 
gebracht werden kann, legt die allgemeinen und spezifischen 
Merkmale seiner Zusammensetzung fest, bestimmt die haupt- 
sächlichen Kennzeichnungsvermerke und ermächtigt die EG- 
Kommission, technische Durchführungsregelungen für Probe- 
nahmen und Analysemethoden zu erlassen. 

Zu Drucksache Ml/ 660 

Die vorgeschlagene Verordnung schafft für alle Mitgliedstaaten 
die gesetzliche Grundlage für eine Monatsstatistik über die 
Erzeugung, Ein- und Ausfuhr von Bruteiern und Eintagsküken 
und trifft Verpackungs- und Aufschriftsregelungen für deren 
Versendung. 

Zu Drucksache Ml/ 1181 

Die Kommission schlägt vor, auch pflanzliche Fettstoffe beim 
Herstellen von Speiseeis zuzulassen, wenn der Verbraucher 
durch die Kennzeichnung eindeutig hiervon unterrichtet wird. 
Ferner wird ein qualitatives und quantitatives Klassifizierungs- 
system für Speiseeis auf gestellt. 

Zu Drucksache Ml/ 1201 

Die Frist für die Inkraftsetzung der erforderlichen Maßnahmen 
durch die Mitgliedstaaten wird um 3 Monate bis zum 31. Dezem- 
ber 1970 verlängert. 

Zu Drucksache Ml/ 1247 

Die vorgeschlagene Verordnung sieht die Möglichkeit vor, eine 
Ausfuhrabschöpfung für sämtliche dieser Erzeugnisse festzu- 
setzen und dabei Kleber und Glukose auch der Abschöpfungs- 
regelung bei der Ausfuhr zu unterwerfen. 

Zu Drucksache Ml/ 1248 

Die vorgeschlagene Richtlinie sieht statistische Erhebungen vor 
über die Erzeugung von Obst, insbesondere über die Zusam- 
mensetzung der Obstanlagen hinsichtlich der Hauptsorten, des 
Alters der Bäume und der Pflanzdichte, aufgegliedert nach den 
verschiedenen Regionen, um mittelfristige Vorausschätzungen 
über die voraussichtliche Höhe der Erzeugung bei den einzelnen 
Obstarten zu ermöglichen. 
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Zu Drucksache Yl/1257 

Die vorgschlagene Verordnung behält dem EG-Rat vor, be- 
stimmte, Qualitätsnormen unterworfene Erzeugnisse in einer 
Liste festzulegen, gleichgültig ob sie zum frischen Verbrauch 
oder zur industriellen Verarbeitung bestimmt sind? der EG- 
Kommission wird jedoch die Festlegung der technischen Krite- 
rien der Qualitätsnormen übertragen. Sämtliche bereits ange- 
wandten Normen sollen hinsichtlich der höheren Güteklasse 
und zusätzlicher Güteklassen von der Kommission im Verfah- 
ren des Verwaltungsausschusses geändert werden können. 

Zu Drucksache \l/1260 

Durch die vorgeschlagene Verordnung wird auch den unabhän- 
gigen Zuckerhandelsbetrieben das Recht gegeben, Gemein- 
schaftszucker zur Intervention anzubieten. 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Vorschlag 

Der Bundestag nimmt von den Vorschlägen der EG-Kommission 
Kenntnis und ersucht die Bundesregierung, darauf hinzuwirken, 
daß 

Zu Drucksache VI/563 

die Regelung als Richtlinie nach Artikel 100 EWGV erlassen 
wird. 

Zu Drucksache Yl/1181 

eine Schlechterstellung deutschen Rechts in gesundheitlicher 
und hygienischer Hinsicht nicht erfolgt, 

Zu Drucksache Yl/1248 

die Erhebung erstmalig 1972/73 durchgeführt, der Zeitpunkt für 
die Mitteilung der ersten Ergebnisse an die EG-Kommission 
entsprechend hinausgeschoben und auf besondere Stichproben- 
erhebungen verzichtet wird. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschläge der EG-Kommission für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Erzeugung und das gewerbs- 
mäßige Inverkehrbringen von Honig 

— Drucksache W563 — 

eine Verordnung des Rates über Erzeugung von und den Verkehr mit 
Bruteiern und Küken von Hausgeflügel 

— Drucksache W660 — 

eine Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für Speiseeis 

— Drucksache H/1 181 — 

eine Richtlinie des Rates über die Verlängerung der in Artikel 19 der 
Richtlinie des Rates vom 6. Oktober 1969 zur Änderung der Richtlinie vom 
26. Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch vorgesehenen Frist 

— Drucksache W 1201 — 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung Nr. 
371/67/EWG des Rates zur Festsetzung der Erstattung bei der Erzeugung 
von Getreide- und Kartoffelstärke und Quellmehl 

— Drucksache Yl/1247 — 

eine Richtlinie des Rates über die durdi die Mitgliedstaaten durchzuführen- 
den Erhebungen auf dem Gebiet des Produktionspotentials der Baumobst- 

anlagen — Drucksache W 1248 — 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung Nr. 23 und der 
Verordnung Nr, 158/66/EWG des Rates, insbesondere in bezug auf die 
Festsetzung und Änderung der gemeinsamen Qualitätsnormen für Obst 


und Gemüse 


— Drucksache W1257 — 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
447/68 zur Festlegung der allgemeinen Regeln für Interventionen durch 
den Kauf von Zucker _ Drucksache W1260 — 
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A. Bericht des Abgeordneten Solke 


Die Vorschläge der EG-Kommission wurden vom 
Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 6. und 
28. April 1970, 29. und 30. September 1970 und 
.15. Oktober 1970 an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten federführend sowie die 
Drucksachen VI/1181 und VI/1201 an den Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit mitberatend 
überwiesen. Bei den Vorlagen handelt es sich um 
EG-Richtlinien geringerer Bedeutung sowie um EG- 
Verordnungen, die sich auf bereits erlassene Grund- 
verordnungen stützen und den in diesen Verord- 
nungen vorgesehenen Rahmen ausfüllen oder um 
EG-Verordnungen geringerer Bedeutung. 

Zur Drucksache VI/563 schließt sich der Ausschuß 
der Stellungnahme des Bundesrates an, die Bun- 
desregierung zu bitten, darauf hinzuwirken, daß die 


vorgesehene Regelung als Richtlinie nach Arti- 
kel 100 EWGV erlassen wird. 

Zur Drucksache VI/1181 bittet der Ausschuß die 
Bundesregierung, darauf hinzuwirken, daß eine 
Schlechterstellung deutschen Rechts in gesundheit- 
licher und hygienischer Hinsicht nicht erfolgt. 

Zur Drucksache VI/ 1248 schließt sich der Aus- 
schuß der Empfehlung des Agrarausschusses des 
Bundesrats an, die Erhebung erstmalig 1972/73 
durchzuführen und auf Stichprobenerhebungen über 
das Ausmaß der Obstbaumrodungen zu verzich- 
ten. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und des mitberatenden Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit bitte 
ich das Hohe Haus, dem Antrag des Ausschusses 
zuzustimmen. 


Bonn, den 25. November 1970 


Solke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Vorschläge der EG-Kommission — Druck- 
sachen VI/563, VI/660, VI/1181, VI/1201, VI/1247, 
VI/1248, VI/1257, VI/1260 — zur Kenntnis zu neh- 
men, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei ihren Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 

a) m Drucksache V11563 

die vorgesehene Regelung als Richtlinie nach 
Artikel 100 EWGV erlassen wird. Artikel 43 
EWGV kommt als Ermächtigungsgrundlage 
nicht in Betracht, weil es lediglich um lebens- 
mittelrechtliche Fragen geht: die unterschied- 
lichen Vorschriften der Mitgliedstaaten über 
den Verkehr mit Honig (Anforderung an Be- 
schaffenheit, Verpackung und Kennzeich- 
nung) sollen einander angeglichen werden; 
agrarpolitische Zielsetzungen werden nicht 
berührt; 


b) ^ Drucksache VI/1181 

eine Schlechterstellung deutschen Rechts in 
gesundheitlicher und hygienischer Hinsicht 
nicht erfolgt; 

c) ^ Drucksache VI/1248 

— die Erhebung erstmalig 1972/73 durchge- 
führt wird (Artikel 1 Abs. 1), weil in der 
Bundesrepublik das Ausgangsmaterial für 
die Erhebung erst 1972/73 ermittelt wird; 

— der Zeitpunkt für die Mitteilung der er- 
sten Erhebungsergebnisse an die Kommis- 
sion (Artikel 4 Abs. 1) entsprechend hin- 
ausgeschoben wird; 

— Artikel 5 insoweit geändert wird, als auf 
besondere Stichprobenerhebungen ver- 
zichtet wird. 


Bonn, den 25. November 1970 

Der Ausschuß 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Solke 

Vorsitzender Berichterstatter 
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